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BUNDESARBEITSGERICHT

1 ABR 45/08
H 3 TaBV 1/08
Landesarbeitsgericht
Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
18. August 2009

BESCHLUSS
Klapp, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlussverfahren

mit den Beteiligten

1 .

Antragsteller, Beschwerdeführer und Rechtsbeschwerdeführer,

2 .

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der Anhörung vom 

18. August 2009 durch die Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts Schmidt, die 

Richter am Bundesarbeitsgericht Linsenmaier und Dr. Koch sowie den ehren­

amtlichen Richter Rath und die ehrenamtliche Richterin Spoo für Recht erkannt:
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Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen den Be­
schluss des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 21. Mai 
2008 - H 3 TaBV 1/08 - wird zurückgewiesen.

Von Rechts wegen!

Gründe

A. Die Beteiligten streiten über Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats 1 

beim betrieblichen Eingliederungsmanagement iSv. § 84 Abs. 2 SGB IX.

Die Arbeitgeberin ist eine Privatkundenbank mit mehreren Standorten in 2 

der Bundesrepublik Deutschland. Antragsteller ist der für die ca.

1.300 Mitarbeiter des Standorts H errichtete Betriebsrat. Dieser hat in dem von 

ihm eingeleiteten Beschlussverfahren Mitbestimmungsrechte beim betrieblichen 

Eingliederungsmanagement (BEM) nach § 84 Abs. 2 SGB IX geltend gemacht.

Diese Regelung diene jedenfalls mittelbar dem Gesundheitsschutz. Bei der 

Erfüllung der Verpflichtung zur Durchführung des BEM ergäben sich Hand­

lungsspielräume für die Arbeitgeberin, bei deren Ausgestaltung er gemäß § 87 

Abs. 1 Nr. 7 BetrVG mitzubestimmen habe.

Der Betriebsrat hat, soweit für das Rechtsbeschwerdeverfahren noch 3

von Bedeutung, beim Landesarbeitsgericht zuletzt beantragt

festzustellen, dass ihm ein Mitbestimmungsrecht gemäß 
§ 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG bei der Ausgestaltung des 
Verfahrens des BEM gemäß § 84 Abs. 2 SGB IX sowie 
den sich hieraus ergebenden zu treffenden Maßnahmen 
des Gesundheitsschutzes zusteht, soweit eine gesetzliche 
Regelung nicht besteht.

Das Arbeitsgericht hat, wie von der Arbeitgeberin beantragt, den 4 

- erstinstanzlich noch anders gefassten - Antrag des Betriebsrats abgewiesen.

Das Landesarbeitsgericht hat seine Beschwerde zurückgewiesen. Mit der vom 

Landesarbeitsgericht zugelassenen Rechtsbeschwerde hat der Betriebsrat 

zuletzt beantragt

- 3 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 1 ABR 45/08

festzustellen, dass ihm ein Mitbestimmungsrecht bei der 
Durchführung des BEM gemäß § 84 Abs. 2 SGBIX 
zusteht.

Hilfsweise hat er den zweitinstanzlichen Antrag gestellt. 5

B. Die zulässige Rechtsbeschwerde des Betriebsrats ist unbegründet. 6

Seine Anträge sind mangels hinreichender Bestimmtheit unzulässig.

I. Die Rechtsbeschwerde ist zulässig. 7

1. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Rechtsbeschwerde ist, dass 8

der Rechtsbeschwerdeführer die mit der Entscheidung des Landesarbeitsge­

richts verbundene Beschwer beseitigen will. Ist der Rechtsbeschwerdeführer 

Antragsteller, muss er mit der Rechtsbeschwerde seinen vom Landesarbeits­

gericht abgewiesenen Antrag weiterverfolgen und begründen, warum das Lan­

desarbeitsgericht diesen Antrag zu Unrecht abgewiesen hat. Eine Rechtsbe­

schwerde ist unzulässig, wenn der Rechtsbeschwerdeführer das im zweiten 

Rechtszug verfolgte Begehr nicht wenigstens teilweise weiterverfolgt, sondern 

lediglich im Wege einer Antragsänderung einen neuen, bisher nicht geltend 

gemachten Anspruch zur Entscheidung stellt (vgl. für die Berufung BAG

10. Februar 2005 -6AZR 183/04 - zu 1 a der Gründe, NJW2005, 1884; BGH 

7. Mai 2003 -XIIZB 191/02- BGHZ 155, 21; Musielak/Ball ZPO 6. Auf!, vor 

§511 Rn. 26).

2. Hier verfolgt der Betriebsrat mit der Rechtsbeschwerde jedenfalls auch 9

das zweitinstanzliche, vom Landesarbeitsgericht abgewiesene Begehr weiter.

Das ergibt die Auslegung seiner Anträge.

a) Der im Rechtsbeschwerdeverfahren gestellte Hauptantrag unter- 10

scheidet sich seinem Wortlaut nach von dem im Beschwerdeverfahren ge­

stellten Antrag nicht unbeträchtlich. Während zweitinstanzlich die Feststellung 

eines Mitbestimmungsrechts bei der „Ausgestaltung des Verfahrens des BEM 

gemäß § 84 Abs. 2 SGB IX sowie den sich hieraus ergebenden zu treffenden 

Maßnahmen des Gesundheitsschutzes“ begehrt wurde, geht es nun um die
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Feststellung eines Mitbestimmungsrechts bei der „Durchführung des BEM 

gemäß § 84 Abs. 2 SGB IX“.

b) Wie die Auslegung des im Rechtsbeschwerdeverfahren gestellten 11 

Antrags ergibt, geht dieser noch über den zweitinstanzlichen Antrag hinaus. Der 

Betriebsrat will, wie sein Verfahrensbevollmächtigter in der Anhörung vor dem 

Senat bestätigt hat, ein Mitbestimmungsrecht in noch weitergehendem Umfang 

als im zweiten Rechtszug festgestellt wissen. Damit bekämpft er die mit der 

Abweisung seines zweitinstanzlichen Antrags verbundene Beschwer. Er hat in 

der Rechtsbeschwerdebegründung auch iSv. § 94 Abs. 2 Satz 2 ArbGG noch 

ausreichend deutlich gemacht, warum er die Entscheidung des Landesarbeits­

gerichts für rechtsfehlerhaft hält.

II. Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet. Die mit ihr verfolgten Anträge 12

sind bereits mangels hinreichender Bestimmtheit unzulässig. Soweit der Be­

triebsrat mit seinem Hauptantrag eine noch weiterreichende Feststellung als im 

zweiten Rechtszug begehrt, handelt es sich darüber hinaus um eine im Rechts­

beschwerdeverfahren unzulässige Antragserweiterung.

1. Der im Rechtsbeschwerdeverfahren gestellte Hauptantrag ist nicht hin- 13

reichend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO.

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts muss 14

der Antragsteller eines Beschlussverfahrens die Maßnahme des Arbeitgebers 

oder den betrieblichen Vorgang, hinsichtlich dessen das Mitbestimmungsrecht 

des Betriebsrats streitig ist, so genau bezeichnen, dass mit der Entscheidung 

über den Antrag feststeht, für welche Maßnahmen oder Vorgänge das Mit­

bestimmungsrecht bejaht oder verneint worden ist. Dafür muss der jeweilige 

Streitgegenstand so konkret umschrieben werden, dass die Streitfrage mit 

Rechtskraftwirkung zwischen den Betriebsparteien entschieden werden kann 

(8. Juni 2004 - 1 ABR 13/03 - zu B 12 a aa der Gründe mwN, BAGE 111, 36).

Geht es um den Inhalt und Umfang des Mitbestimmungsrechts nach § 87 

Abs. 1 Nr. 7 BetrVG, so ist aufgrund der besonderen Struktur dieses Mit­

bestimmungsrechts in der Regel ein konkretes Regelungsverlangen des Be-
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triebsrats erforderlich (BAG 15. Januar 2002 - 1 ABR 13/01 - zu B I I 2 b der 

Gründe, BAGE100, 173). Die von diesem gestellten Feststellungsanträge 

müssen erkennen lassen, welche Regelungen zur betrieblichen Umsetzung 

einer sich aus Normen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes ergebenden 

konkreten Handlungspflicht des Arbeitgebers aus der Sicht des Betriebsrats in 

Betracht kommen, an deren Ausgestaltung er mitzuwirken beabsichtigt (BAG 

15. Januar 2002 - 1 ABR 13/01 - zu B II 2 c der Gründe, aaO). Nicht aus­

reichend ist, wenn ein „bunter Strauß“ aller möglichen Maßnahmen in Betracht 

kommt (vgl. BAG 8. Juni 2004 - 1 ABR 13/03 - zu B 12 a bb (2) der Gründe, 

aaO).

b) Hiernach genügt der Hauptantrag den Bestimmtheitserfordernissen des 15 

§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO nicht. Mit ihm wird ganz pauschal und umfassend die 

Feststellung eines Mitbestimmungsrechts bei der „Durchführung des BEM 

gemäß § 84 Abs. 2 SGB IX“ begehrt. Damit kommt ein „bunter Strauß“ mög­

licher Regelungen und Maßnahmen in Betracht (vgl. Düwell in LPK-SGB IX

§ 84 Rn. 60; Kohte Anm. LAGE BetrVG 2001 § 87 Gesundheitsschutz Nr. 3;

Feldes AiB 2005, 546, 547). Bei welchen konkreten Regelungen oder Maß­

nahmen der Betriebsrat beteiligt werden will, lässt sich weder seinem Antrag 

noch der Begründung zuverlässig entnehmen. Sein Begehr läuft vielmehr auf 

eine gerichtliche Kommentierung zu § 84 Abs. 2 SGB IX mit allen im Rahmen 

des BEM in Betracht kommenden generell-abstrakten oder individuell-konkreten 

Regelungen und Maßnahmen und den dabei nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG 

etwa eröffneten Mitbestimmungsrechten hinaus. Hierzu sind die Gerichte für 

Arbeitssachen nicht berufen. Neben der mangelnden Bestimmtheit eines 

solchen Begehrs besteht an ihm auch nicht das nach § 256 Abs. 1 ZPO er­

forderliche berechtigte Interesse an alsbaldiger gerichtlicher Feststellung.

c) Soweit der im Rechtsbeschwerdeverfahren gestellte Antrag über den im 16 

Beschwerdeverfahren gestellten und beschiedenen Antrag hinausgeht, handelt

es sich außerdem um eine im Rechtsbeschwerdeverfahren grundsätzlich 

unzulässige Antragserweiterung (vgl. BAG 2. Oktober 2007 - 1 ABR 79/06 - 

Rn. 21 mwN, EzA ZPO 2002 § 559 Nr. 1).
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2. Auch der im Beschwerdeverfahren als Hauptantrag, im Rechts­

beschwerdeverfahren nur hilfsweise gestellte Antrag ist unzulässig. Er ist 

entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ebenfalls nicht hinreichend 

bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Mit ihm wird die Feststellung eines 

Mitbestimmungsrechts nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG bei der „Ausgestaltung 

des Verfahrens des BEM gemäß § 84 Abs. 2 SGB IX sowie den sich hieraus 

ergebenden zu treffenden Maßnahmen des Gesundheitsschutzes“ begehrt. 

Auch hier fehlt es an der erforderlichen näheren Präzisierung, bezüglich 

welcher konkreter Regelungen und Maßnahmen ein Mitbestimmungsrecht 

festgestellt werden soll. Inhalt und Umfang der Rechtskraft einer über den 

Antrag ergehenden Sachentscheidung wären völlig unklar.

Rath Spoo

Schmidt Koch Linsenmaier
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